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Deutsche Delegation 

bei der Beratenden Versammlung des Europarates 


Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates vom 6. bis 10. Mai 1968 in Straßburg 


Die 20. Sitzungsperiode der Beratenden Versamm- 
lung des Europarates begann mti der Wahl des 
Präsidiums; der bisherige Präsident Sir Geoffrey 
de Freitas (British Labour) und der deutsche Vize- 
präsident Professor Dr. Wahl (CDU/CSU) wurden 
in ihrem Amt bestätigt. 

Der Sitzungsperiode ging die Proklamation der 
Europäischen Wassercharta in einer feierlichen Son- 
dersitzung voraus. 

In der politischen Debatte wurden vier Berichte 
behandelt: der übliche Bericht des Politischen Aus- 
schusses über die allgemeine politische Lage in 
Europa und in der Welt des britischen Labourabge- 
orunelen Euehnan, uei Belicht ueb Wirtschaftsaus- 
schusses über die Wirtschaftsprobleme Europas, den 
der französische gaullistische Abgeordnete de Preau- 
mont vorlegte, der Bericht des Ausschusses für die 
nicht vertretenen Nationen über die kulturelle Si- 
tuation und die Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche in Osteuropa, vorgelegt von Abg. Frau Klee 
(CDU/CSU), und der Bericht des Kulturausschusses 
über den kulturellen Austausch zwischen den west- 
und osteuropäischen Ländern, den der italienische 
christliche Demokrat Vedovato einbrachte. 

Abg. Frau Klee ging in ihrem mündlichen Bericht 
davon aus, daß sich in den osteuropäischen Ländern 
und namentlich in der Tschechoslowakei zweifellos 
eine Liberalisierung des kulturellen Lebens ankün- 
dige und daß wohl auch mit einem größeren Maß 
von Religionsfreiheit gerechnet werden könne; die- 
ser Prozeß werde allerdings niemals zur früheren 
demokratischen Ordnung führen. Hier habe gerade 
der Europarat die Aufgabe, diese Entwicklung mit 
großer Aufmerksamkeit zu verfolgen. Man müsse 
sich darüber klar sein, daß im Osten die kommu- 
nistische Ideologie und der Einfluß Moskaus viel- 
leicht eingeschränkt sei aber nicht ernsthaft in Frage 
gestellt werde und infolgedessen übertriebene Er- 


wartungen verfrüht sein könnten. Im späteren Ver- 
lauf der Sitzungsperiode wurde daher auch ein 
Antrag auf Auflösung des Ausschusses für die nicht 
vertretenen Nationen abgelehnt, da gerade dieser 
Ausschuß berufen sei, die Verhältnisse in Osteuropa 
zu beobachten und darüber zu berichten. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) fragte, ob es nütz- 
lich sei, daß die Beratende Versammlung in ihren 
regelmäßigen politischen Berichten alle weltpoliti- 
schen Probleme anspreche, da es ja in Europa selbst 
noch so viel ungelöste Fragen gebe; der geringe 
Erfolg der Einigungsbemühungen, die Unruhe der 
europäischen Jugend, das Wiedererstarken des Na- 
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scheinungen, über die sich zu diskutieren lohne, und 
die europäische Öffentlichkeit erwarte auch solche 
Stellungnahmen. Man nehme in der Bundesrepublik 
das Anwachsen der rechtsextremen Wähler sehr 
ernst, aber das sei ja keine spezifisch deutsche Er- 
scheinung, und er könne versichern, daß die Bun- 
desregierung anders als im Weimarer Staat stark 
genug sei, um mit diesen Gefahren fertig zu werden. 

Auch Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) sagte, daß die 
Erfolge der NPD bei den letzten Wahlen von nie- 
mandem leicht genommen werden dürften, daß man 
aber außerhalb der Bundesrepublik dazu neige, sie 
zu dramatisieren. Bei ihren Wählern handele es sich 
doch in der Hauptsache mehr um Unzufriedene und 
Protestierende als um ausgesprochen rechtsradikale 
Elemente. Nationalistische Strömungen in anderen 
Ländern und die ins Stocken geratene europäische 
Einigung, in die vor allem die deutsche Jugend vor 
Jahren noch große Erwartungen gesetzt habe, trügen 
merklich dazu bei, daß auch in der Bundesrepublik 
nationalistische Gedanken wieder mehr Anklang 
fänden. Allerdings seien vor allem in der akademi- 
schen Jugend kaum Sympathien für diese Gruppen 
festzustellen. 
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Da im politischen Bericht besonders die Gefahr 
eines neuen deutschen Nationalismus hervorgeho- 
ben wurde, nahm auch Abg. Lenze (Attendorn) 
(CDU/CSU) zu dieser Frage Stellung; auch er war 
der Meinung, daß die Betonung nationaler Inter- 
essen überall in Europa ein neues politisches Klima 
geschaffen habe; es genüge daher nicht, staatliche 
Machtmittel einzusetzen, sondern es müsse neues 
Interesse für und Vertrauen in eine echte europä- 
ische Politik geweckt werden. Dazu sei vor allem 
notwendig, daß das Aufnahmeverfahren für England 
beschleunigt werde. Die Konferenz von Stockholm 
habe bewiesen, daß es immer noch eine europäische 
Solidarität gebe. Außerdem müsse man auch dem 
Osten gegenüber eine gemeinsame Politik verfol- 
gen; eine Diskussion mit dem Osten sei erwünscht, 
sie könne aber nur fruchtbar sein, wenn sie gemein- 
sam von den westeuropäischen Ländern geführt 
werde; leider müsse man jedoch gewisse Auflö- 
sungserscheinungen im Westen feststellen. 

Abg. Dt. Rutschke (FDP) bedauerte, daß der euro- 
päische Gedanke viel von seinem früheren Schwung 
verloren habe und nationaler Egoismus allenthalben 
sich breit mache; er hoffe, daß die Initiative, die 
unlängst von 330 Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages eingeleitet wurde, zu einer Wiederbele- 
bung der europäischen Idee führen werde. 

Abg. Blachstein (SPD) stellte die Frage, warum der 
außerordentlich fruchtbaren Ostpolitik Frankreichs 
keine ebenso positive Europapolitik entspreche; in 
der Bundesrepublik sei man überzeugt, daß es kein 
Europa ohne Frankreich geben könne, deshalb 
würde er auch eine etwas flexiblere britische Politik 
wünschen; mit geduldiger und zäher Kleinarbeit 
könne man dem Ziel der Erweiterung des Gemein- 
samen Marktes näher kommen. Bedauerlich sei das 
Wiederaufleben nationalistischer Tendenzen in 
Deutschland, vor allem auch deshalb, weil dem 
Osten damit ein Vorwand geliefert werde, seine 
starre Politik fortzusetzen, die bereits in Ansätzen 
aufgelockert zu sein schien. Einige osteuropäische 
Staaten seien bereits auf dem Weg zu größerer 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit. Die Bundes- 
republik strebe eine Normalisierung ihres Verhält- 
nisses zu allen Staaten in Europa an, sie werde die 
gegenwärtigen Grenzen bis zum Abschluß eines 
Friedensvertrages respektieren und sei bereit, in 
einem allgemeinen Gewaltverzicht auch die DDR 
einzuschließen. Mit dem Nachlassen der Spannungen 
in Europa wüchsen auch die Aussichten für die Lö- 
sung des deutschen Problems. 

Abg. Kahn- Acker mann (SPD) äußerte Bedenken, 
ob die kleinen Schritte, die man mangels großer 
Lösungen in der europäischen Politik empfiehlt, nütz- 
lich sein können; der gegenwärtige Zustand der 
EWG sei ja keineswegs ermutigend, seiner Mei- 
nung nach müßte jetzt bereits eine intensivere poli- 
tische Zusammenarbeit und Integration beginnen. 
Es sei an der Zeit, daß die Beratende Versammlung 
gegen den mangelnden Integrationswillen der Re- 
gierungen protestiere und die öffentliche Meinung 
alarmiere; dazu müsse sie allerdings neue Methoden 
suchen; denn es sei ja nicht allein die französische 


Regierung, die kein wirkliches Europakonzept habe, 
die anderen Regierungen hätten ebensowenig kon- 
krete Vorstellungen; man spreche zwar viel von 
einer technologischen Gemeinschaft, aber niemand 
sei bereit, diskutable Vorschläge zu machen. Der 
Redner warnte außerdem davor, die neuerlichen 
Versuche, den Zugang nach Westberlin auf der 
Straße zu erschweren, nicht ernst genug zu nehmen; 
wenn man keine wirksamen Schritte unternehme, 
entstünden im Osten Zweifel an der Zuverlässigkeit 
des westlichen Bündnisses. 

Zum zweiten Male behandelte die Beratende Ver- 
sammlung das Problem Griechenland. Abg. Blumen- 
feld (CDU/CSU) erinnerte daran, daß er in der 
früheren Debatte geraten habe, dem griechischen 
Regime eine Chance zur Rückkehr zur parlamenta- 
rischen Demokratie zu geben; er müsse nun feststel- 
len, daß sich seine Erwartungen bis jetzt nicht er- 
füllt hätten und daß es den Anschein habe, als ob 
das Regime sich konsolidieren wolle; er warne die 
griechische Regierung, die Geduld der Europäer 
werde ein Ende haben, wenn die früher gemachten 
Versprechungen nicht eingehalten würden. Man 
müsse in Athen versuchen, mit allen politischen 
Führern eine neue Regierung zu bilden. 

Abg. Blachstein (SPD) bestätigte, daß von den 
früheren Zusagen der griechischen Regierung kaum 
eine eingehalten wurde, und daß der vorläufige 
Verfassungsentwurf zu lebhaften Bedenken Anlaß 
gebe; die Machthaber dächten offenbar nicht daran, 
abzutreten. Die europäischen Regierungen müßten 
nun konkrete Maßnahmen ins Auge fassen: Ein- 
stellung der Wirtschafts- und Waffenhilfe, Ausschluß 
aus dem Europarat. Die Beratende Versammlung 
solle versuchen, Griechen aller Richtungen aus dem 
Lande selbst und aus dem Exil zu Gesprächen ein- 
zuladen, um sich eine eigene Meinung zu bilden 
und dem griechischen Volke zu helfen, ohne Bürger- 
krieg zur parlamentarischen Demokratie zurückzu- 
finden. 

Als Berichterstatter des Politischen Ausschusses 
zur Frage der Zusammenarbeit zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten von Amerika vertrat Abg. 
Blumenfeld (CDU/CSU) die Meinung, daß in einer 
Periode der relativen Entspannung zwischen Ost 
und West die Europäer politisch aktiver werden 
müßten, um die Regelung der Weltprobleme nicht 
den beiden Supermächten zu überlassen. 

Der Dialog mit den USA müßte unter allen Um- 
ständen fortgesetzt werden, er könne aber nur 
fruchtbar sein, wenn ein einiges Europa der Ge- 
sprächspartner der Vereinigten Staaten sei, und 
wenn keiner der Partner hegemoniale Ansprüche we- 
der innerhalb noch außerhalb Europas stelle. 

In einer Diskussion mit Vertretern des amerika- 
nischen Kongresses warf Abg. Lenze (Attendorn) 
(CDU./CSU) die Frage auf, ob von den Kritikern des 
Vietnam-Krieges schon jemals konkrete Lösungs- 
vorschläge gemacht worden seien und welches zen- 
trale Motiv die amerikanische Politik in Vietnam 
bestimme. Er kam ferner auf den Krisenherd im 
Nahen Osten zu sprechen und fragte, ob es eine 
Möglichkeit gebe, Sowjetrußland von weiteren Waf- 
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fenlieferungen in das Spannungsgebiet abzuhalten. 
Schließlich wollte er von den Amerikanern wissen, 
ob sie glaubten, daß die Verhandlungen über den 
Atomsperrvertrag der Einigkeit zwischen den euro- 
päischen und atlantischen Völkern gedient habe. 
Darauf antwortete der amerikanische Vertreter, man 
müsse sich bewußt sein, daß die Sowjets in den 
Verhandlungen immer ihren eigenen Vorteil zuerst 
suchen. 

Auf Anregung von Abg. Frau Pitz-Savelsberg 
(CDU/CSU) wurde in die Stellungnahme der Ver- 
sammlung zum 6. Tätigkeitsbericht der OECD ein 
Passus aufgenommen, wonach im europäischen 
Schul- und Fortbildungswesen den voraussichtlichen 
Auswirkungen der Automation schon jetzt Rechnung 
getragen werden soll. 

Im Namen des Kommunalausschusses legte Abg. 
Flämig (SPD) einen umfangreichen und weitgespann- 
ten Bericht über das Problem der Raumordnung in 
Europa vor. Die damit zusammenhängenden Fragen 
des Verkehrs, der Stadtplanung, Trinkwasserversor- 
gung, des Landschaftsschutzes usw. drängten in allen 
Industrieländern auf schnelle Lösung und sie seien 
teilweise so gelagert, daß sie nur gemeinsam von 
allen europäischen Ländern gelöst werden können, 
und andere bedürften eines intensiven Meinungs- 
und Erfahrungsaustausches um schneller und besser 
gelöst zu werden. In grenzüberschreitenden Regio- 
nen sei die Zusammenarbeit bereits eingeleitet, aber 
sie könne und müsse erheblich erweitert werden. Zu 
diesem Zweck solle zum ersten Mal eine Konferenz 
aller europäischen für die Raumordnung zuständi- 
gen Minister einberufen werden, die später in regel- 
mäßigen Abständen zusammentreten solle, um mit 
der Entwicklung Schritt halten zu können; denn 
Raumordnung sei ja keine statische, sondern eine 
dynamische Aufgabe, die sich den sich verändern- 
den Verhältnissen anpassen müsse. 

Bundesinnenminister Benda, der zu dieser Debatte 
erschienen war, versicherte, daß er wie sein Vor- 
gänger, Minister Lücke, die Raumordnung sowohl 
auf nationaler wie europäischer Ebene nach Kräften 
fördern werde und deshalb einer Konferenz der euro- 


päischen Minister erhebliche Bedeutung beimesse. 
Eine aktive Raumordnungspolitik müsse vor allem 
der Umwandlung von der Agrar- zur modernen In- 
dustriegesellschaft Rechnung tragen; es müsse nun 
dringend nachgeholt werden, was in allen europä- 
ischen Industrienationen in den letzten hundert Jah- 
ren versäumt wurde und gleichzeitig sollten lang- 
fristige Planungen für die kommenden Jahrzehnte in 
Angriff genommen werden. Eine europäische Zu- 
sammenarbeit sei hier unerläßlich und er könne mit 
Befriedigung feststellen, daß diese zwischen den Re- 
gierungen der Bundesrepublik und der Niederlande 
bereits zu greifbaren Ergebnissen geführt habe. 

Abg. Dr. Freiherr von Vittinghoif -Schell (CDU/ 
CSU) warnte davor, die Raumordnungspolitik zu 
einseitig auf die industriellen Ballungszentren ab- 
zustellen; ein Drittel der Bevölkerung lebe ja immer 
noch in ländlichen Siedlungen und eine sinnvolle 
Raumordnung müsse das Gleichgewicht zu erhalten 
oder herzustellen versuchen und das setze voraus, 
daß die Rentabilität der land- und forstwirtschaft- 
lichen Bodennutzung gewährleistet werde. 

In einer Debatte über die Ratifizierung der Men- 
schenrechtskonvention, in der vor allem innenpoli- 
tische Fragen Maltas zur Diskussion standen, setzte 
sich Abg. Dr. Müller (München) (SPD) dafür ein, daß 
in Malta die Regeln der Demokratie und die Prin- 
zipien der Menschenrechtskonvention strenger be- 
achtet werden als bisher. 

Bei der Neukonstituierung der Ausschüsse wurde 
Abg. Dr. Serres (CDU/CSU) zum Präsidenten des 
Wirtschaftsausschusses gewählt; wiedergewählt wur- 
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Kulturausschusses, Bauer (Würzburg) als Präsident 
des Geschäftsordnungsausschusses und Dr. Freiherr 
von Vittinghoff-Schell als Präsident des Landwirt- 
schaftsausschusses. Als Vizepräsidenten wurden ge- 
wählt: Abg. Professor Dr. Wahl im Rechtsausschuß, 
Abg. Dr. Rutschke im Wirtschaftsausschuß und Abg. 
Frau Klee im Ausschuß für nicht vertretene Natio- 
nen. Abg. Dr. Kliesing (Honnef) (CDU./ CSU) wurde 
zum Präsidenten der christlich-demokratischen Frak- 
tion gewählt. 


Der Sprecher der deutschen Delegation 
Dr. Schulz (Berlin) 

Der stellvertretende Sprecher 
Dr. Serres 
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